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Gesetzesentwurf zum „Aktivrentengesetz“ beschlossen 
Das Bundeskabinett hat den Entwurf des Gesetzes zur steuerlichen Förderung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Rentenalter, sog. Aktivrentengesetz, be-
schlossen. Die Bundesregierung möchte damit finanzielle Anreize für mehr Erwerbs-
tätigkeit im Alter geben. Die Aktivrente soll zum 1. Januar 2026 in Kraft treten. 
 
Das Gesetz sieht eine Steuerbefreiung des Gehalts von bis zu 2.000 Euro im Monat 
vor.  
 
Begünstigt sind sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
(ohne Selbstständige und Beamtinnen und Beamte) ab überschreiten des gesetzlichen 
Rentenalters. Dabei erfolgt die Begünstigung unabhängig davon, ob die oder der Steu-
erpflichtige eine Rente bezieht oder den Rentenbezug ggf. aufschiebt. Die Steuerfrei-
heit wird auf Personen beschränkt, die die Regelaltersgrenze – Vollendung des 67. 
Lebensjahres, einschließlich Übergangsregelung, überschritten haben.  
 
Quelle: PM des BMF vom 15. Oktober 2025 
 
 
Neuerungen 2026 für Minijobs und MIdijobs 
2026 steigt der Mindestlohn auf 13,90 Euro; 2027 auf 14,60 Euro. Im gleichen Zuge 
steigen auch die Verdienstgrenzen für Minijobs und Midijobs an.  
 
Ab dem 1. Januar 2026 steigt die Grenze von bisher 556 Euro auf 603 Euro monatlich. 
Auf ein Jahr gerechnet entspricht das einem Jahresentgelt von maximal 7.236 Euro 
ab 1. Januar 2026 (2025: 6.672 Euro). Überschreitet der durchschnittliche Verdienst 
pro Monat oder im Jahr die Minijob-Grenze, liegt kein Minijob mehr vor. Eine Aus-
nahme besteht bei unvorhersehbaren Überschreitungen, wenn die Geringfügigkeits-
grenze innerhalb eines Zeitjahres in nicht mehr als zwei Kalendermonaten um jeweils 
einen Betrag bis zur Höhe der Geringfügigkeitsgrenze überschritten wird. Damit darf 
in Ausnahmefällen in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung letztendlich das 14-
fache der Geringfügigkeitsgrenze verdient werden, also ab 1. Januar 2026 maximal 
8.442 Euro (14 x 603 Euro) für einen Zeitraum von zwölf Monaten. 
 
Der Midijobs, im sog. Übergangsbereich, liegt ab 1. Januar 2026 bei 603,01 Euro und 
endet bei 2.000 Euro monatlich.  
 
 
Zeitumstellung: Wie wirkt sich das auf Arbeitszeit und Vergütung aus? 
Am 26. Oktober 2025 werden die Uhren wieder umgestellt. Das heißt eine Stunde 
mehr Schlaf – aber auch mit Folgen für Arbeitszeit und Vergütung. 
 
Für Arbeitnehmer in der Nachtschicht stellt sich die Frage, ob Sie eine Stunde länger 
arbeiten müssen. In Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen werden dazu oftmals 
Regelungen getroffen, aber was, wenn nichts geregelt ist?  
 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat bereits 1985 (Urt. v. 11.09.1985, 7 AZR 276/83) 
entschieden, dass der Arbeitgeber bei einem kontinuierlichen Schichtsystemen ein be-
rechtigtes Interesse daran haben, dass Lücken oder Überschneidungen zwischen den 
Schichten vermieden werden.  
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Das hat auch Auswirkung auf die Vergütung: Bei Überschreitung der Wochenarbeits-
zeit aufgrund der zusätzlichen Stunde muss diese regelmäßig als Überstunde vergütet 
werden. In manchen Arbeitsverträgen ist geregelt, dass Überstunden (bis zu einem 
bestimmten Umfang) mit der Bruttomonatsvergütung abgegolten ist. Davon auch die 
zusätzliche Arbeitsstunde erfasst.  
 
Bei der Arbeitszeit gilt, dass die werktägliche Arbeitszeit bei Nachtarbeit von acht Stun-
den grundsätzlich nicht überschritten werden darf. Sie kann auf bis zu zehn Stunden 
verlängert werden, sofern innerhalb von vier Wochen durchschnittlich acht Stunden 
werktäglich nicht überschritten werden. 
 
 
Rauchen im Firmenwagen = Schadensersatz? 
Der Arbeitnehmer ist zur Rücksichtnahme auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen 
des Arbeitgebers verpflichtet. Zu den Pflichten des Arbeitnehmers gehört es aber 
auch, das ihm überlassene Fahrzeug pfleglich zu behandeln und keine Schäden zu 
verursachen, die über die üblichen Gebrauchsspuren hinausgehen. 
 
Die Parteien streiten über einen Schadenersatzanspruch wegen eines bei Rückgabe 
beschädigten und verschmutzten Kraftfahrzeugs. Die Klägerin betreibt eine Kraftfahr-
zeugkarosseriewerkstatt, in der der Beklagte angestellt war. Bei Bedarf überlässt die 
Klägerin Kunden und Mitarbeitern die unternehmenseigenen Fahrzeuge, so auch im 
vorliegenden Fall. Nachdem der Beklagte das Fahrzeug zurückgab, vernahm die Klä-
gerin einen starken Rauchgeruch im Auto. Ein beauftragter Kfz-Sachverständiger 
stellte unter anderem fest, dass sich der Innenraum des Fahrzeugs in einem stark 
verschmutzen Zustand befand und unter anderem die Sitze und die Armauflagen in 
der Mittelkonsole stark fleckig gewesen seien. Teilweise seien Brandlöcher erkennbar 
gewesen. Außerdem sei ein starker Geruch nach Zigarettenrauch im Innenraum wahr-
zunehmen gewesen. Es habe sich Zigarettenasche im Innenraum befunden. Für die 
Reinigung sind Kosten in Höhe von insgesamt 918,50 Euro (netto) entstanden.  
 
Das LAG sprach der Klägerin einen Schadensersatzanspruch für die Reinigungskos-
ten iHv. 898,35 Euro zu. Der Beklagte hat eine arbeitsvertragliche Nebenpflicht ver-
letzt, indem er in dem ihm überlassenen Fahrzeug rauchte und den Innenraum stark 
verschmutzte. 
 
Zu den Pflichten des Arbeitnehmers gehört auch, das ihm überlassene Fahrzeug pfleg-
lich zu behandeln und keine Schäden zu verursachen, die über die üblichen Ge-
brauchsspuren hinausgehen. Beim längeren Gebrauch eines Kraftfahrzeuges liegt es 
in der Natur der Sache, dass im Laufe der Zeit Gebrauchsspuren eintreten. Hierzu 
gehören im Innenraum beispielsweise kleinere Kratzer, Abnutzungen am Lenkrad und 
an den Sitzflächen. Nicht hierzu gehören allerdings starke Verschmutzungen, Beschä-
digungen wie Brandlöcher, Risse oder Geruchsbelästigungen. Diese Schäden gehen 
über den alltäglichen Gebrauch hinaus und können der normalen, üblichen Nutzung 
nicht mehr zugeordnet werden. 
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Es bedurfte auch keines ausdrücklichen Rauchverbots durch die Klägerin. Denn es 
stellt eine Selbstverständlichkeit dar, dass man fremdes Eigentum sorgsam und pfleg-
lich behandelt. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass Zigarettenrauch nicht 
nur übel riecht, sondern sich bekanntlich auch in Textilien und auf Oberflächen "fest-
setzt". Durch einfaches "Durchlüften" und "Durchwischen" kann man diese Geruchs-
belästigung und die Nikotinablagerungen nicht beseitigen. Raucherfahrzeuge haben 
daher regelmäßig einen Minderwert. 
 
LAG Köln, Urteil vom 14. Januar 2025, 7 SLa 175/24 
 
 
Kein Sonderkündigungsschutz für Mitarbeiter, der in Probezeit Betriebsrat 
gründen möchte 
Das LAG München hat entschieden, dass der besondere Kündigungsschutz des § 15 
Abs. 3b KSchG nicht während der Wartezeit von sechs Monaten greift. 
 
Der Kläger war als Sicherheitsmitarbeiter bei der Beklagten beschäftigt. Wenige Tage 
nach Dienstantritt, teilte er der beklagten mit, dass er die Gründung eines Betriebsrates 
beabsichtigt und zu einer Betriebsversammlung zur Wahl eines Wahlvorstands einla-
den will. Gleichzeitig bat er um Übersendung eines Verzeichnisses aller Wahlberech-
tigten. Daraufhin kündigte die Beklagte. Der Kläger erhob Kündigungsschutzklage und 
berief sich auf verschiedene Gründe für die Unwirksamkeit der Kündigung, insbeson-
dere auf einen Verstoß gegen das gesetzliche Verbot der Behinderung einer Betriebs-
ratswahl und auf den besonderen Kündigungsschutz für Initiatoren einer Betriebsrats-
wahl im Sinne des § 15 Abs. 3b KSchG. Die Beklagte war der Ansicht, dass der Schutz 
nach § 15 Abs. 3b KSchG erst nach einer sechsmonatigen Wartezeit eingreift.  
 
Das LAG München hat die Auffassung der Beklagten bestätigt.  
 
LAG München, Urteil vom 20. August 2025, 10 SLa 2/25 
 
Quelle: PM des LAG München vom 20. August 2025  
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Geheimwaffen der Kommunikation - Sanfte Strategien mit durchschlagender 
Wirkung für mehr unternehmerischen Erfolg“ 
IHK Regional im Regionalverband Saarbrücken, Kulturhalle Wehrden, Schaff-
hauser Str. 18 66333 Völklingen 
Unsere Mission: Die Kunst, Menschen zu gewinnen. Lernen Sie die Geheimnisse fairer 
und anerkennender Kommunikation kennen, einzusetzen und zu schätzen. In unserer 
IHK Regional-Veranstaltung erleben Sie interaktiv, wie sehr wir unterbewusst ablau-
fenden Denk- und Verhaltensmustern unterliegen – und wie wir diese nutzen können, 
um unseren Einfluss auf andere zu erhöhen.  
 
Unser Referent Leo Martin ist Ex-Geheimagent, Kriminalist und Vernehmungsex-
perte. Der NDR nennt ihn "den deutschen 007". Leo Martin hat Kriminalwissenschaften 
studiert und war dann zehn Jahre lang für einen großen deutschen Geheimdienst im 
Einsatz. 
 
Mit seinem Vortrag "Geheimwaffen der Kommunikation" und mit seinem Intensivtrai-
ning "Mission Vertrauen: Die Kunst, Menschen zu gewinnen" ist er regelmäßiger Gast 
auf den Top-Events führender Unternehmen. Seine Bücher zum Thema Vertrauen auf-
bauen & Menschenkenntnis sind SPIEGEL-BESTSELLER. 
 
Anmeldungen bis 24. November 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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